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Geſetz-Sammlung 
für die a 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


i 


EP: DIE Ser Nr. 5. ——— 


(Nr. 7950.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Januar 1872., betreffend die unter Modifikationen 
f ertheilte Genehmigung der von dem 13. Generallandtage der Schleſiſchen 
Landſchaft gefaßten Beſchlüſſe. ' j 


Al Ihren Bericht vom 27. Dezember v. J. will Ich die von dem 13. Ge- 
nerallandtage der Schleſiſchen Landſchaft gefaßten, in der wieder beigefügten 
1 Zuſammenſtellung verzeichneten Beſchlüſſe hierdurch mit der Maßgabe geneh- 
migen, daß 
5 1) bezüglich der unter I. 3. und V. C. erwähnten fünfprozentigen Pfand- 
briefe der Beſchlußfaſſung des Engeren Ausſchuſſes, je nach Lage des 
Geldmarktes, die nähere Feſtſetzung des Zeitpunktes überlaſſen bleibt, 
eh hr a ſolcher Pfandbriefe zu beginnen hat, reſp. wieder 
einzuſtellen ift; 195 * a 
2) die unter I. 5. und V. f. erwähnten neuen Pfandbriefs Serien in 
Apoints zu 20 Rthlr. nicht ausgefertigt werden dürfen; inn dne 
3) der unter I. 8. erwähnten Minimalzahl von 20 Rthlr. diejenige von 
30 Rthlr. zu ſubſtituiren; endlich 1 
4) von der bevorſtehenden Einberufung eines jeden Generallandtages der 
Staatsregierung Anzeige zu machen und bei dieſer die Beſtellung des 
Königlichen Kommiſſars nachzuſuchen, dem letzteren aber noch vor Er⸗ 
öffnung des Generallandtages von den zur Berathung gelangenden 
F Tontin Mittheilung zu machen iſt. 1 
„Dieſer Mein Erlaß ift nebſt der erwähnten Zuſammenſtellung durch die 
Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 22. Januar 1872. 


m Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphaufſen. ö 


An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, der landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten, des Innern, der Juſtiz und der Finanzen. 


Jahrgang 1872. (Nr. 7950.) 13 Be⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Februar 1872. 


. 


Beſchluͤſſe 


des dreizehnten Generallandtages der Schleſiſchen Landſchaft. 


I. Regulativ, betreffend die Beleihung der inkorporirten 
Güter auf die erſte Werthhälfte. 


Zu Kap. 1. Th. III. des Landſchaftsreglements. 


1. Der auf die erſte Werthhälfte eines inkorporirten Gutes zu ge⸗ 
währende landſchaftliche Kredit muß fortan von dem Beſitzer des zu beleihenden 
Gutes als ein von der Schleſiſchen Landſchaft empfangenes Darlehn verbrieft 
und dieſes Darlehn im Hypothekenbuche des Gutes eingetragen werden. 

Für jede alſo konſtituirte Darlehnshypothek werden demnächſt über den 
Vollbetrag derſelben Pfandbriefe Litt. A. von der Landſchaft ausgefertigt 
und en den Darlehnsnehmer als Valuta des verſchriebenen Darlehns aus⸗ 
gereicht. 

Eine Beleihung mit Pfandbriefen, welche auf beſtimmte, namentlich darin 
bezeichnete Güter lauten, findet nicht weiter ſtatt. 

2. Der Kredit wird auf der Grundlage landſchaftlicher Abſchätzung 
des zu beleihenden Gutes oder der Einſchätzung deſſelben zu der Grund⸗ 
ſteuer von den Liegenſchaften bemeſſen, und kommen hierbei die anderweit be⸗ 
ſonders vorgezeichneten Beſtimmungen zur Anwendung. Eine Beleihung auf 
Grund und nach Maßgabe der für das Gut gezahlten Erwerbspreiſe, wie ſolche 
nach $$. 6. 7. Kap. 1. Th. III. des Landſchaftsreglements und nach dem Ger 
nerallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1846. Nr. XXI. bisher nachgelaſſen war, 
anne weiter ſtatt, und werden die eben angeführten Beſtimmungen hiermit 
aufgehoben. ' 

Die Verbriefung und Eintragung des Darlehns aber, die Aus⸗ 
fertigung der Pfandbriefe, die Verwaltung der Darlehns⸗ und der Pfand- 
briefſchuld erfolgt nach denſelben Vorſchriften und Grundſätzen, welche in den 
$$. 6. bis 27. des Regulativs vom 22. November 1858. (Geſetz Samml. 
S. 583. ff.) für die Beleihung der Güter auf das vierte Sechstel der Tax⸗ 
werthe vorgezeichnet ſind. ; 

Es treten hierbei jedoch folgende nähere Maßgaben reſp. Abweichun⸗ 
gen ein: 

3. Bei $$. 6. 9. 28. des Regulativs vom 22. November 1858. 

Dem Darlehnsnehmer ſteht die Wahl zu, ob er die Darlehnsvaluta in 
fünf Prozent Zinſen tragenden Pfandbriefen oder in vier und einhalb- 
prozentigen, oder in vierprozentigen oder in drei und einhalbprozen⸗ 
tigen Pfandbriefen entnehmen will. Im erſten Falle hat er eine fortlaufende 
Jahreszahlung von fünf und einhalb Prozent, im zweiten Falle eine ſolche fünf 
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fünf Prozent, im dritten Falle von vier und einhalb Prozent und im letzten 
Falle von vier Prozent der Schuld, außerdem auch in allen Fällen bei den- 
ig Landſchaftsſyſtemen, welche den Quittungsgroſchen für die Pfandbriefe 
er erſten Werthhälfte noch nicht außer Hebung geſetzt haben, den Duittungs- 
groſchen in demjenigen Betrage, welcher dort noch erhoben wird, zu übernehmen 
und zu entrichten. Von der Jahreszahlung ſind 5 reſp. 44, reſp. 4 und reſp. 
33 Prozent zur Verzinſung der auszugebenden Pfandbriefe, und + Prozent der 
Schuld iſt zur 1 eines Amortiſationsfonds beſtimmt. 
Der Bildung eines Sicherheitsfonds bedarf es nicht, da nach $$. 1. 2. 
Kap. 1. Th. I. des Landſchaftsreglements für den auf die erſte Werthhaͤlfte der 
Güter gewährten Kredit die Generalgarantie aller inkorporirten Güter haftet und 
auf dieſe Garantie die nach dem vorliegenden Regulativ zu emittirenden Pfand- 
briefe Litt. A. fundirt werden. 
4. Bei b. 7. des Regulativs vom 22. November 1858. 

a) Dem Darlehne muß im Hypothekenbuche die prioritätiſche Stellung vor 
allen anderen Hypotheken verſchafft werden; nur die vor Emanation dieſes 
Regulativs nach dem Landſchaftsreglement auf die erſte Hälfte des Guts⸗ 
werthes namentlich ausgefertigten Pfandbriefe dürfen demſelben vorſtehen. 

b) In dem Intabulationsvermerke muß das Datum der Königlichen Be⸗ 
ſtätigung des gegenwärtigen, dem Rechtsgeſchäfte zum Grunde liegenden 
Regulativs allegirt werden. 

5. Bei $$.17. 18 des Regulativs. 
} Die Pfandbriefe werden von der Generallandfchafts- Direktion nach an⸗ 
4 liegendem Muſter in Apoints von 1000 Rthlr. (Ser. I.), 500 Rrhlr. (Ser. II.), 
100 Rthlr. (Ser. III.), 50 Rthlr. (Ser. IV.) und 20 Rthlr. (Ser. V.) auf Perga⸗ 
mentpapier ausgefertigt und vom 24. Juni oder Dezember datirt. 
Hierbei iſt zu prüfen, ob für das Inſtitut wirklich eine dem Betrage der 
auszugebenden Pfandbriefe gleichkommende Darlehnsforderung auf das Gut ge⸗ 
orig eingetragen worden iſt. Nach hiervon genommener Ueberzeugung werden 
die Pfandbriefe mit den Namensunterſchriften zweier Mitglieder der General- 
landſchafts „Direktion unter Beglaubigung des Syndikus beſtempelt. Die Pfand. 
briefe werden erft hierdurch perfekt und hiernächſt in die von der Direktion über 
e auszufertigenden Pfandbriefe zu führenden Regiſter eingetragen, auch mit 
einem von dem Kontrolbeamten zu unterzeichnenden Eintragungsvermerk verſehen. 
Auf dem Hypotheken ⸗Inſtrument wird ſodann von der Direktion unter 
Mitvollziehung des Syndikus ein Vermerk des Inhalts regiſtrirt: 
daß über den Betrag der darin verſchriebenen Darlehnsforderung Pfand- 
briefe Litt. A. ausgefertigt worden, und daß demzufolge der Landſchaft 
eine Dispoſition über das Darlehnskapital zwar zum Zweck der Befrie⸗ 
digung von Pfandbrief-Inhabern, außerdem aber nur inſoweit zuſtehe, 
als vorher ein entſprechender Betrag von Pfandbriefen Litt. A. aus 
dem Umlauf zurückgezogen, oder durch richterliches Erkenntniß amortiſirt 
oder nach Kündigung und Aufgebot hinſichtlich des Pfandbriefrechts 
präkludirt worden ſei. 
(Nr, 7950.) 13* Dem 


Demgemäß darf weiterhin nur unter dieſer Vorausſetzung der Hypotheken⸗ 
richter löſchen oder Ceſſionen eintragen. Rn yi 

Der Mitwirkung einer Kontrolkommiſſion bedarf es nicht, die Landſchaft 
iſt aber gehalten, der Königlichen Staatsregierung alljährlich anzuzeigen und öffentlich 
bekannt zu machen, welcher Betrag an Darlehnshypotheken von der Landſchaft 
erworben und dafür an Pfandbriefen Litt. A. emittirt, ingleichen welcher Be 
trag an Darlehnen von den Schuldnern zurückgezahlt und dafür an Pfandbriefen 
eA 1 dem Umlaufe zurückgezogen reſp. zur Baareinlöſung gekündigt 
worden iſt. 


6. Bei $$. 19. 21. des Regulativs. > 


Den Pfandbriefen werden ſelbſtſtändige Zinsanweiſungen (Zinskupons) 
auf längſtens zehn Jahre, und auf dieſelbe Ftit Talons, in welchen die: betref” 
fenden Pfandbriefe ſich ſpeziell bezeichnet finden, zu der Erhebung der ferneren 
„Kuponsreihen, beide nach den anliegenden Muſtern, beigegeben. Wenn bei der 
Erneuerung der Kupons ein vorausgereichter Talon nicht vorgelegt werden kann, 
ſo werden die neuen Zinskupons an den Präſentanten des Pfandbriefes ausge⸗ 
geben, ſofern nicht inzwiſchen von einem Inhaber des Talons Widerſpruch hier⸗ 
gegen erhoben worden iſt, welchen Falls die Intereſſenten zum Rechtswege zu 
verweiſen. Ein Aufgebot von Kupons und Talons zum Behuf der Mortifikation 
0 für ſich allein nicht ſtatt. Der Inhaber eines von der Landſchaft gekün⸗ 
igten Pfandbriefes iſt verpflichtet, den vorausgereichten Talon zurückzuliefern. 
Erfolgt die Rücklieferung nicht, ſo wird die Pfandbriefvaluta erſt ausgeantwortet, 
wenn die Periode des laufenden Talons abgefchloffen ift und bis zur Ausgabe 
neuer Talons ein Inhaber des zum gekündigten Pfandbriefe gehörigen Talons 
ſich nicht gemeldet hat. x 

7. Bei F. 20. des Regulativs. g 1 
Der Inhaber eines auf der Grundlage dieſes Regulativs emittirten Pfand⸗ 
briefes Litt. A. hat das Recht, von der Landſchaft die terminliche Zahlung der 
verſchriebenen Zinſen durch Einlöſung der vorauszureichenden Kupons und die 
Baarzahlung des verſchriebenen Kapitals in dem Falle zu verlangen, wenn der 
Pfandbrief als ein durch das Loos zur Baareinlöſung bezeichneter öffentlich auf 
gerufen worden iſt. Sollte der Inhaber ſeine Befriedigung im Verwaltungs⸗ 
wege nicht erlangen, jo ſteht ihm die Befugniß zu, im ordentlichen Rechtswege 
gegen die Landſchaft ſeine Befriedigung zunächſt aus denjenigen Hypotheken⸗ 
forderungen, welche die Landſchaft für die bewilligten Darlehne erworben hat , 
mittelſt e zu ſuchen, und wenn er auch auf dieſem Wege 
zu feiner Befriedigung nicht ſollte gelangen können, zu verlangen, daß die Kand” 
ſchaft im Wege der Rechtshülfe angehalten werde, die den kreditverbundenen Be 
figen aller inkorporitten Güter ſtatutariſch obliegende Generalgarantie für die 
Pfandbriefe der erſten Werthhälfte gegen dieſelben ins Werk zu ſetzen und hier⸗ 
durch ſeine Befriedigung herbeizuführen. 


8. Bei F. II., vergl. §. 6. des Regulativs. 


Diem Schuldner ſteht frei, Theilbeträge des Darlehns bis zur Summe 
von 20 Thalern herab, ſofern ſie nur in regulativmäßigen Pfandbriefen m re 
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er laffen, durch Erlegung des baaren Nennwerthes an die Landſchaft zurück⸗ 
zuzahlen. 

Wenn er im Falle der freiwilligen Ablöſung von der ihm vorbehaltenen 
Befugniß Gebrauch machen will, die Ablöſungsvaluta in Pfandbriefen einzu⸗ 
liefern, ſo muß er den abzulöſenden Betrag in Pfandbriefen derſelben Kategorie, 
wie ſie als Valuta des jetzt abzulöſenden Darlehns einſt ausgereicht worden ſind, 
mit den voraus empfangenen Zinskupons und Talons einreichen. 


9. Bei §§. 12. bis 15. des Regulativs. 


In den Amortiſationsfonds der nach dieſem Regulativ zu gewährenden 

Darlehne reſp. zu emittirenden Pfandbriefe fließen: 
die auf 3 Prozent der Schuld beſtimmten ordentlichen Amortiſations⸗ 
beiträge, etwanige, von dem Schuldner geleiſtete baare Zuſchüſſe und 
die Zinſen von den Beſtandskapitalien des Fonds. 

Die Baarbeſtände werden in Pfandbriefen, welche auf der Grundlage 
dieſes vorliegenden Regulativs emittirt worden find, und zwar je nach dem Zins- 
fage der betreffenden Darlehne in 5prozentigen reſp. 43, reſp. 4- oder 33⸗prozen⸗ 
tigen Briefen angelegt, und dieſe Pfandbriefe entweder durch Auslooſung, Kün⸗ 
digung und Baarzahlung des Nennwerthes, oder aber nach der Wahl der 

Landſchaft durch Ankauf an der Börſe beſchafft. 
| Eine Dispofition über den für das Gut in dem Amortiſationsfonds auf- 
eſammelten Beſtand von Seiten des Schuldners findet vor vollendeter Amorti- 
ſetlon nur ſtatt, 

a) wenn der Schuldner wenigſtens den zehnten Theil ſeiner Schuld aus 

anderen Mitteln ablöſet, oder wenn wenigſtens der zehnte Theil der 

Schuld in dem Fonds aufgeſammelt iſt; — in dieſem und jenem Falle 
kann der Schuldner die Abſchreibung von der Schuld und die Löſchung, 
er kann aber auch verlangen, daß das Forderungs⸗ und Hypothekenrecht 
des aufgeſammelten Betrages unter Zurückſtellung in der Priorität und 
ohne die landſchaftlichen Privilegien an ihn cedirt, oder aber endlich, daß 
ihm in Höhe des aufgeſammelten Betrages ein neues landſchaftliches 
Darlehn ohne eine neue Gutsabſchätzung bewilligt und nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Regulativs gewährt werde. 

Bei der Ermittelung und Feſtſtellung des in dem Fonds geſammel⸗ 
ten Betrages ſind alle freiwillig geleiſteten Zuſchüſſe unberückſichtigt zu 

laſſen, reſp. nicht in Rechnung zu ſtellen. ; 

b) Wenn der Schuldner feine Darlehnsſchuld durch Zuſchuß anderer Mittel 
vollſtändig ablöſet, ſo darf zu dieſem Zweck der den Darlehnsbetrag 
erfüllende Beſtand des Fonds extradirt werden, ohne daß der Schuldner 
gehalten wäre, das alſo abgebürdete Darlehn ganz oder antheilweiſe 
löſchen zu laſſen. y 
Der Schuldner kann jederzeit nach Verhältniß des Pfandbriefbeſtandes, 
welcher in dem Amortiſationsfonds ſeines Gutes aufgeſammelt iſt, 
den Bankkredit in der Form eines ihm zu gewährenden Darlehns, 
Ar. 7950.) oder 
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oder durch Eröffnung eines laufenden Kontos und unter den Mobali- 
täten, welche in den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Bank hierfür be⸗ 
ſonders vorgeſchrieben ſind, beanſpruchen und benutzen, inſoweit der Fonds 
nicht bereits geſperrt ift. Schuldner, welchen bei Emiſſion der Pfand- 
briefe die Kursdifferenz vorgeſchoſſen worden ift, können erft nach Ab- 
wickelung jener Schuld dieſen Kredit in Anſpruch nehmen. 

10. Bei $. 16. des Regulativs. 

Der Amortiſationsfonds des Gutes geht mit dem Gute von Rechtswegen 
auf jeden neuen Beſitzer über; es darf aber über denſelben in anderer als der 
vorbeſtimmten Weiſe nicht verfügt, der Fonds darf ohne das Gut weder abge⸗ 
treten noch aus anderen Titeln von einem Dritten, insbeſondere weder von den 
Hypothekengläubigern noch ſonſt im Wege der Exekution in Anſpruch genommen 
oder mit Beſchlag belegt werden. 

11. Inſoweit durch vorſtehende Beſtimmungen (Nr. 3. bis 10.) die in 
den § . 6. bis 27. des Regulativs vom 22. November 1858. enthaltenen 
Vorſchriften und Rechtsgrundſätze nicht abgeändert werden, finden dieſelben 
auch auf die bei der Beleihung der erſten Werthhälfte der Güter nach dem vor⸗ 
liegenden Regulativ zu gewährenden Darlehne und dafür zu emittirenden Pfand- 
briefe und auf die dadurch zu begründenden Rechtsverhältniſſe Anwendung. Es 
gilt dies insbeſondere auch von den dortigen Vorſchriften über die Verjährung 
des Pfandbriefkapitals und der Pfandbriefzinſen. N 
l 12. Jeder Beſitzer eines inkorporirten Gutes, auf welchem altlandfchaft- 

liche, das heißt ſolche Pfandbriefe haften, die nach der Vorſchrift des 

Landſchaftsreglements auf den Namen dieſes Gutes (Spezialhypothek) ausge⸗ 
fertigt worden ſind und im Hypothekenbuche deſſelben eingetragen ſtehen, iſt k 
fugt, die Umfchreibung dieſer Schuld oder eines Theiles derſelben — welcher 
aber wenigſtens den zehnten Theil derſelben darſtellen muß — in ein Darlehn 
nach dem gegenwärtigen Regulativ auf ſeine Koſten zu verlangen, wenn er die 
umzuſchreibenden individuellen Gutspfandbriefe zur Landſchaft einliefert und das 
Darlehn in der vorgeſchriebenen Weiſe verbrieft. 

Die Umſchreibung wird im Hypothekenbuche bei der betreffenden Po 
durch Einſchreiben des Vermerks: h Hol 


ur retten e 


; 13. Inſoweit die umlaufenden altlandfchaftlichen, auf Spezialhypothek 

ausgefertigten Pfandbriefe nicht zur Umſchreibung in Pfandbriefe Litt. A. ge⸗ 

langen, treten für die fernere Verwaltung dieſer Pfandbriefſchuld folgende Bor- 
ſchriften in Kraft: : 

a) die nach dem Regulativ vom 7. Dezember 1848. (Gefe Sammi. 1849. 

S. 76.) und dem Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1856. den blen 
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briefen beizugebenden Zinskupons werden fortan auf längſtens zehn 
Jahre ausgereicht ; 

b) die Pfandbriefe, in welchen nach der Vorſchrift des Regulativs vom 
22. Mai 1839. Art. XVI. und XXV. und nach dem Generallandtags⸗ 
beſchluſſe vom Jahre 1856. (Geſetz-Samml. S. 1012.) die Zinſenerſparniſſe 

rleeſp. Beiträge der Pfandbriefſchuldner zum Am ortiſationsfonds an- 
gelegt werden ſollen, ſind fortan nicht nur durch Kündigung nach dem 
Looſe und Baarzahlung nach dem Nennwerthe, ſondern je nach der 
Wahl der Landſchaft entweder auf dieſem Wege, oder durch Ankauf 
an der Börſe zu beſchaffen; ` 

die in dem XIII. Beſchluſſe des Generallandtages vom Jahre 1846. unter 
Nr. 3. Litt. a. b. c. und in dem VI. Beſchluſſe des Generallandtages 
vom Jahre 1855. unter Nr. VI. 2. enthaltenen Beſtimmungen über die 
Wiederbenutzung und Extradition des für altlandf chaftliche, d. i. auf 
beſtimmte, namentlich darin benannte Güter ausgefertigte Pfandbriefe 
aufgeſammelten Amortiſationsfonds werden hiermit aufgehoben. 
Eine Dispoſition über dieſen Fonds vor vollendeter Amortiſation und 
reſp. eine Erneuerung des Kredites findet nur in denjenigen Fällen und 
inſoweit ſtatt, als dieſelbe für den Amortiſationsfonds der Pfandbriefe 
Litt. A. nachgelaſſen ift (vergl. Nr. 9. a. b. c.). 

f Inſoweit die zur Ausführung ſolcher Operation erforderlichen 
Gutsbriefe ſich nicht im Amortiſationsfonds befinden, werden dieſelben 
durch Umtauſch beſchafft. 


14. Zur Beſeitigung der Zweifel, welche über die Auslegung des 
Artikels XXVII. des Regulativs vom 22. Mai 1839. rückſichtlich bepfandbriefter 
Fideikommißgüter entſtanden ſind, wird derſelbe dahin deklarirt, daß durch 
die Vorſchrift, wonach der Amortiſationsfonds ein Zubehör des Gutes iſt, 
welches mit dieſem auf jeden neuen Beſitzer übergeht, nur das Rechtsverhältniß 
des Amortiſationsfonds gegenüber der Landſchaft beſtimmt, die Frage aber nicht 
berührt wird, ob der bei einem bepfandbrieften Fideikommißgute aufgeſammelte 
Amortiſationsfonds Fideikommiß⸗Eigenſchaft habe. 
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II. Anderweite Beſtimmungen für die Beleihung der Güter auf 
die erſte Hälfte und auf das vierte Sechstel des Gutswerthes. 


Zu $. 19. Kap. 1° Th. III. des Landſchaftsreglements, §. 3. des Re 
ulativs vom 22. November 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 583.) und 
IV. des Nachtrages vom 6. Oktober 1868. (G eſetz⸗Samml. S. 916.) 


1. Servituten, welche in dem Rechte zur Förderung unterirdiſcher Pros 
dukte beftehen, ſchließen an fih und inſoweit als nicht durch Ausübung derſelben 
der Grund und Boden einer landwirthſchaftlichen Benutzung bereits entzogen 
iſt, die Beleihungsfähigkeit des belaſteten Grundſtücks nicht aus. Wenn aber 

hinſichtlich der Enlſchldigung des Grundbeſitzers für die durch Ausübung der 
Servitut entzogene Nutzung im Voraus eine vertragsweiſe Feſtſetzung getroffen 
(Nr, 7950.) ul, 


— 104 — 


iſt, ſo darf der mit der Servitut belaſtete Theil des Grundſtücks niemals höher 
als zum Betrage der b erwartenden Entſchädigung geſchätzt reſp. nur dem ent- 
ſprechend beliehen werden. š 
Wenn demnächſt durch Ausübung der Servitut, oder wenn durch Aus- 
übung eines auf Grund des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. ver⸗ 
liehenen Bergbaurechtes die veranſchlagte Bodenfläche der Benutzung entzogen 
wird, muß der Beſitzer, zur Vermeidung der Zurückziehung eines entſprechenden 
Darlehnsbetrages, letzteren bis zur Wiederherſtellung des nutzbaren Zuſtandes 
der aufgedeckten Bodenfläche durch eine baar oder in landſchaftlichen Pfandbriefen 
zu erlegende Kaution ſicherſtellen. 


2. a) Zu dem III. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1865. und 
dem J. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 917.). 


Die in dem III. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1865. und in dem 
L Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1868. unter $. IV. enthaltene Vorſchrift, 
wonach bei der Beleihung eines inkorporirten Gutes auf der Grundlage der 
Einſchätzung zur Grundſteuer von dem nach dort gegebener Vorſchrift 
berechneten Ertragswerthe zwanzig Prozent des Reinertrags⸗Kapitals zur Sicher⸗ 
ſtellung des zu gewährenden Kredites in Abzug gebracht werden ſollen, wird 
hiermit aufgehoben; es findet fortan ein ſolcher Abzug nicht weiter ſtatt. 

b) Zu dem XII. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1865. 
(Geſetz⸗Samml. 1866. S. 634.). l 

Die in dem XII. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1865. enthaltene 
Vorſchrift, wonach bei der Beleihung eines inkorporirten Gutes, auf welchem 
eine vorrechtlich eingetragene, im Aufgebotverfahren befangene Hypothek 
haftet, neben Vorkehrung der dort vorgezeichneten Kautelen auch noch die einge⸗ 
tragene Poſt nebſt fünf Prozent Zinſen von dem Beleihungswerthe abgezogen 
werden ſoll, wird hiermit aufgehoben; es findet fortan ein ſolcher Abzug nicht 
weiter ſtatt. 

3. a) Zu F. 3. des Regulativs vom 22. November 1858. F. IV. 2. 
des Nachtrages vom 6. Oktober 1868. (Geſetz⸗Samml. S. 918.). 
s Die in dem Regulativ und refp. in dem Nachtrage dazu enthaltene Be- 
ſtimmung, wonach von dem Betrage des zu beleihenden Sechstels noch die 
privilegirten zweijährigen Zinſen der bereits ingroſſirten altlandſchaftlichen 
Pfandbriefe ſoweit gekürzt werden ſollen, als der Betrag derſelben ſeine Deckung 
nicht ſchon neben dem entſprechenden Pfandbriefkapitale in der erſten Hälfte des 
Gutswerthes oder in dem für die voreingetragenen altlandſchaftlichen Pfandbriefe 
aufgeſammelten Amortiſationsfonds findet, wird aufgehoben. 
b) Zu N 19. 21. des Regulativs vom 22. November 1858, §. II. 
des Nachtrages vom 6. Oktober 1868. 

Die den Pfandbriefen Litt. C. beizugebenden Zinskupons werden fortan 
auf längſtens zehn Jahre vorausgereicht, auch werden Talons zu der Er⸗ 
hebung der ferneren Kuponsreihen ausgegeben, beide unter denjenigen Modali⸗ 
täten und nach den Muſtern, welche für die Pfandbriefe Litt: A. vorgezeichnet find. 

4. Zu⸗ 


. 


4. Zuſchuß darlehn. Wenn die zu emittirenden, unter dem Zinsſatze 
von fünf Prozent ausgefertigten Pfandbriefe den Parikurs nicht erreichen, 
ſo iſt die Landſchaft ermächtigt, den Differenzbetrag zwiſchen dem Nennwerthe 
und dem Börſenkurſe der Briefe entſprechender Kategorie, höchſtens aber den 
Betrag von ſechs Prozent des Nennwerthes in abgerundeter Summe dem 
Schuldner als ein beſonderes landſchaftliches Bankdarlehn unter den Modalitäten, 
welche in den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Bank hierfür beſonders vorge⸗ 
ſchrieben find, zu gewähren. 


IM. Geſchäfte der laudſehaftlichen Bank. 


Zu Nr. I. des Nachtrages vom 6. Oktober 1868. zu dem Regulativ 
der Darlehnskaſſe (Geſetz-Samml. S. 921.). 


1. Die beſchränkende Vorſchrift unter Nr. 1. 2. des Nachtrages vom 
6. Oktober 1868., wonach die Schleſiſche landſchaftliche Bank gehalten iſt, 
bei Annahme verzinslicher Depoſitenkapitalien eine Kündigungsfriſt von nicht 
weniger als zwei Monaten vorzubedingen, wird aufgehoben. 


2. Die landſchaftliche Bank iſt befugt, Kredite in laufenden 
Kontos zu bewilligen, wenn der Intereſſent den ihm zu bewilligenden Kredit 
nach dem Ermeſſen der Bank durch acceptirte Wechſel deckt oder eine annehm⸗ 
bare Sicherſtellung gewährt. Als ſolche dürfen aber Hypotheken auf ſtädtiſchen 
Grundſtücken nur angenommen werden, wenn dieſelben auf Wohngebäuden und 
innerhalb der erſten Hälfte des nach der Feuerverſicherungstaxe und dem zum 
Zweck der Gebäudefteuer- Veranlagung ermittelten jährlichen Nutzungswerthe zu 
bemeſſenden Gebäudewerthes eingetragen ſtehen. Auf Hypotheken dieſer Art 
finden die $$. 4. und 11. des Regulativs vom 13. November 1848. analoge 
Anwendung. 


3. Die landſchaftliche Bank iſt ferner befugt, auf Requiſition der, 
Landſchaft denjenigen Gutsbeſitzern, welche den landſchaftlichen Realkredit 
benutzen wollen, die zu empfangenden, unter dem Zinsfuße von fünf Prozent 
aus gefertigten Pfandbriefe aber an der Börſe nicht zum vollen Nennwerthe 
ausbringen können, Darlehne zu Ausgleichung oder Verminderung der 
Kurs differenz zu gewähren. Das Darlehn wird nach der Differenz zwiſchen 

em Nennwerthe und dem Börſenkurſe der zu einem niedrigeren als fünf⸗ 
prozentigen Zins ſatze ausgefertigten Pfandbriefe und höchſtens auf ſechs Prozent 
des Pfandbriefbetrages bemeſſen. Der Darlehnsnehmer hat daſſelbe nach dem 

ankzinsfuße für Lombarddarlehne zu verzinſen und halbjährig mit 4 Prozent 
des erhaltenen Pfandbriefdarlehns, mit dem nächſten Pfandbrief -Zinstermine ber 
ginnend, zurückzuzahlen. Er hat der Bank Wechſelaccepte bis zum Betrage 
einer Schuld zuzuſtellen und zur Sicherung derſelben die in dem Amortifations⸗ 
fonds ſeines Gutes für die landſchaftliche Schuld der erſten Werthhälfte 
aufgeſammelten Pfandbriefe zu verpfänden. Sollte der Beſtand des Amortiſations⸗ 
Fonds, deffen Pfandbriefe hierbei zum Tageskurſe in Anfchlag zu bringen ſind, 
eine hinlängliche Sicherheit nicht darbieten, oder dieſer Fonds bereits geſperrt ſein, 
Jahrgang 1872. (Nr. 7950.) | 14 jo 
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ſo muß der Schuldner das Darlehn hypothekariſch auf ſein Gut eintragen 
laſſen und demſelben Stellung innerhalb des Taxwerthes des Gutes verſchaffen 


4. Die landſchaftliche Bank iſt auch befugt, den Beſitzern land- 
ſchaftlich beliehener Güter nach Verhältniß des Pfandbriefbeſtandes, welcher in 
dem für die landſchaftliche Schuld der erſten Werthhälfte des betreffenden Gutes 
beſtimmten Amortiſationsfonds bei der Landſchaft aufgeſammelt iſt, den 
Bankkredit in der Form von Darlehnen oder durch Eröffnung eines laufenden 
Kontos zu gewähren, inſoweit dieſer Fonds nicht bereits geſperrt iſt. Bei der 
Bemeſſung des Kredits werden die Pfandbriefe des Amortiſationsfonds mit 
einem Abſchlag von zehn Prozent vom Tageskurſe berechnet. Der Schuldner 
hat der Bank Wechſelaccepte bis zur Höhe der Schuld zu übergeben, die Pfand⸗ 
briefe des Amortiſationsfonds für die Schuld zu verpfänden, den gewöhnlichen 
Bankzinsfuß für Lombarddarlehne zu entrichten, das Konto wenigſtens all- 
jährlich zu begleichen. i 

Schuldner, welchen bei Emiffion der Pfandbriefe die Kursdifferenz vor⸗ 
geſchoſſen worden iſt, können erſt nach Abwickelung jener Schuld dieſen Kredit 
in Anſpruch nehmen. 


IV. Organiſehe Beſtimmungen. 


1. Zu Kap. II. und Kap. IV. B. Th. II. des Landſchaftsreglements 
und zum II. Gen erallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1855. 


Zur Aufnahme eines Gutes in die landſchaftliche Kreditverbindung 
iſt ein nach vorgängiger Zuſtimmung der betreffenden Kreisverſammlung zu 
faſſender Aufnahmebeſchluß des Engeren Ausſchuſſes erforderlich. 


2. Zum J. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1846. 
(Geſchäftsordnung). 
a) Zu F. 54. N è 
9 45 Der §. 54. der Geſchäftsordnung wird aufgehoben, an die Stelle tritt 
folgende Beſtimmung: 
s Die Zwifchendeputation bildet ſich aus dem Direktor, 
aus zwei bis vier Landesälteſten, welche von dem zum ordentlichen 
Fürſtenthumstage verſammelten Kollegium aus der Zahl ſämmt⸗ 
licher Landesälteſten des Syſtems für je ein halbes Jahr erwählt, 
und für welche in gleicher Zahl Stellvertreter erwählt werden, — 
und aus dem Syndikus. 
b) Zu $$. 41. 46. 47. 51. 55. y 
Auch hinſichtlich der Feftfeguna aufgenommener Kre 
dittaxen und der Bewilligung des landſchaftlichen Kredits 
tritt in Fällen, welche eine Beſchleunigung erheiſchen, die Zwi” 
ſchendeputation in die Kompetenz des Kollegiums ein. 
Zu 
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3. Zu H. 8. Kap. 4. B. Th. II. des Landſchaftsreglements. 

„ Wenn in Fällen, welche keinen Aufſchub geſtatten, der Direktor ſelbſt⸗ 
ſtändig eine die Angelegenheiten des Syſtems betreffende Propoſition den Kredit- 


verbundenen des Syſtems vorlegen läßt, ſo iſt auch über dieſe auf dem Kreis— 
tage zu berathen und abzuſtimmen. 


4. Zu dem II. und dem X. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1846. 


Die unter Litt. b. des II. Generallandtagsbeſchluſſes vom Jahre 1846. ent. 
haltene Beſtimmung, wonach bei Beſchwerden über die Feſtſetzung von Taxen 
ein von dem allgemein vorgeſchriebenen abweichender Inſtanzenzug eintreten 
ſoll, wird hiermit aufgehoben. Auch in Taxſachen follen fortan die allge⸗ 
meinen Vorſchriften unter Nr. 5. des X. Generallandtagsbeſchluſſes vom Jahre 
1846. eintreten und es ſoll demgemäß der Rekurs gegen Beſchlüſſe und Verfügungen 
einer Fürſtenthumslandſchaft an die Generallandſchafts⸗Direktion, gegen Verfü⸗ 
gungen dieſer an den Engeren Ausſchuß gehen. 


5. Zu dem XI, Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1846. Nr. III. 
Von den Wahlen durch die Landſchaftskollegien. 


Zu Nr. 9. Wenn bei Vollziehung einer Wahl durch das Landſchafts⸗ 
kollegium eine engere Wahl und in dieſer wiederum Stimmengleichheit ein— 
tritt, ſo iſt derjenige Kandidat als gewählt zu betrachten, für welchen ſich der 
Vorſitzende erklärt. 


6. Zu dem XV. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre 1846. 
(Depoſitalordnung). 
a) Zu Litt. a. §. 3. 
Die Funktion des erſten Depoſitalkurators kann dem 
Syndikus, die Funktion des zweiten einem dazu geeigneten Sub: 
alternbeamten übertragen werden. 


b) Zu Litt. a. §F§. 2. 4. 8. 12. 13. 
Die depoſitalmäßige Verwahrung von Schulddokumenten, 

welche auf beſtimmte Inhaber ausgefertigt ſind, geſchieht in einem 
im Depoſitalgelaſſe aufzuſtellenden Schrank, der fich unter dem 
alleinigen Verſchluſſe des Rendanten befindet (Dokumenten - Aſſerva⸗ 
torium). Der Rendant führt über die deponirten Inſtrumente, 
deren Veranſchaffung und Verausgabung ein Dokumenten yer: 
zeichniß, der Kontroleur ein c ke Kontrolverzeichniß. Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben erfolgen auf urſchriftliche Direktorialverfü⸗ 
gung, welche zunächſt vom Kontroleur in dem Kontrolverzeichniſſe 
eingetragen, demnächſt von ihm mit der Nummer der Kontrole ver- 
ſehen und dem Rendanten vorgelegt wird. Dieſer trägt die voll⸗ 
zogene Operation in dem Dokumentenverzeichniſſe ein, laßt bei Ber- 
ausgabungen den Empfänger des Dokuments in einer hierzu be⸗ 
ſtimmten Rubrik des Verzeichniſſes quittiren, vermerkt die Beran- 
ſchaffung beziehentlich die bewirkte RE des Dokuments auf 
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der urſchriftlichen Verfügung und läßt die letztere ſodann in Vor⸗ 
trag aehdgelangen. 

Soll ein Dokument nicht verſendet, ſondern nur zeitweiſe 
beim Vortrage gebraucht werden, ſo geſchieht die Herausgabe des⸗ 
ſelben auf Vorlegung der urſchriftlichen e e und 
gegen Quittung des empfangenden Regiſtraturbeamten, welche letztere 
beim Dokumenten⸗Aſſervatorium inzwiſchen an die Stelle des Do⸗ 
kuments tritt. 

Mindeſtens alljährlich iſt mit der Reviſion des Depoſitoriums 
auch eine Reviſion des Dokumenten⸗Aſſervatoriums zu verbinden 
und hierbei durch einen Vergleich der Urkunden mit dem Dokumenten⸗ 
und Kontrolverzeichniſſe feſtzuſtellen, ob der Sollbeſtand wirklich 
vorhanden iſt. ö 

Die erforderlichen Geſchäftsformulare ſind nach einheitlichen 
ra Generallandſchafts⸗Direktion vorzuzeichnenden Formen ein⸗ 
zurichten. 


7. Zu Kap. V. Th. II. des Landſchaftsreglements (Generallandtag). 
a) Zu $$. 14. 15. 

Zum Zweck dieſer Abſtimmung über die Vorfrage: ob ein 
Vorſchlag unter die Propoſitionen für den nächſten Generallandtag 
aufgenommen werden ſoll, bedarf es nicht der Mittheilung förm⸗ 
licher Propoſitionen, wie ſolche weiterhin für den Generallandtag 
ausgearbeitet werden müſſen, ſondern es genügt, daß den Kredit⸗ 
verbundenen im Allgemeinen der Gegenſtand des Vorſchlages und 
die Richtung bekannt gemacht wird, in welcher derſelbe ſich bewegt. 

b) Zu $$. 16. 17. 

Einer höheren Genehmigung der für den Generallandtag be⸗ 
ſtimmten Propoſitionen als folder, einer Vorlegung derſelben 
auf den Kreistagen und der Einholung ſtaatlicher Erlaubniß zur 
Ausſchreibung und Abhaltung eines Generallandtages bedarf es nicht. 


8. Zu $$. 2. 10. Kap. 9. Th. III. des Land ſchaftsreglements und zu 
dem V. Generallandtagsbeſchluſſe vom Jahre l858. (Gebührenordnung. 

Die in der landſchaftlichen Gebührenordnung vom Jahre 1858. Abthei⸗ 
lung B. unter Nr. I. Litt. a. und b. und unter II. Litt. a. und b. normirten Sätze 
für Reiſekoſten und Diäten werden außer Anwendung geſetzt. Fortan ſollen die 
Funktionaire und Beamten der Landſchaft in den Angelegenheiten, deren Koſten 
von der Landſchaft ſelbſt übertragen werden müſſen, Reiſekoſten und Diäten 
nach folgenden Sätzen zu beziehen haben: 

J. Bei Generallandtagen und engeren Ausſchußverſammlungen: 

a) Reiſekoſten und Reiſediäten für jede Meile des Hin⸗ und Rückweges, 
die Delegaten und die von Amtswegen erſcheinenden Direktoren und 
die Syndici: 

bei Benutzung der Eiſenbahn pro Meile.. — Thlr. 10 Sar. 


bei Benutzung des Landweges pro Meile. 1 10 
die 
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die Kalkulatoren: | | 
bei Benutzung der Eiſenbahn pro Meile .. — Thlr. 
bei Benutzung des Landweges pro Meile . 
b) Diäten für jeden Arbeits- reſp. den Anmeldungstag, 


die Delegaten, Direktoren und Syndid.... 5 
die alfnlatgren err e ee e 


73 Sgr. 


II. Bei Fürſtenthumstagen und Verſammlungen der De- 
putationen des Kollegiums, 

die Delegaten und von Amtswegen erſcheinenden 

quieszirenden Direktoren: 


a) Reiſekoſten mit den Reiſediäten für jede Meile des 
Hin⸗ und Rückweges, 


bei Benutzung der Eiſenbahn pro Meile. — 10 
bei Benutzung des Landweges pro Meile. 1 10 
b) Diäten für jeden Arbeitstag a a 
e) Diäten für jeden Arbeitstag bei freier Wohnung, 4 — 


V. Beleihung nicht inkorporirter Grundſtücke. 


a) Zu $. 5. des Revidirten Regulativs vom 22. November 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1877.). 


Die unter Litt. e. gegebene Vorſchrift, wonach bei der Beleihung auf 
der Grundlage der Einſchätzung zur Grundſteuer von dem Reinertragskapitale 
20 Prozent ri dh werden ſollen, wird hiermit aufgehoben; es findet 
fortan ein ſolcher Abzug nicht weiter ftatt. 

b) Zu 9, 6. ibid. ö 

An die Stelle des erſten, mit den Worten „vorgeſchrieben ſind “ ab- 

ſchließenden Satzes, welcher hiermit aufgehoben wird, tritt folgende Beſtimmung: 
Wenn der Darlehnſucher die landſchaftliche Abſchätzung beantragt, fo 
wird der Werth des Grundſtückes durch örtliche Würdigung nach den⸗ 
ſelben landwirthſchaftlich-techniſchen Grundſätzen und Vorſchriften gefucht, 
welche zur Zeit dieſes Verfahrens für die Abſchätzung des der 
Landſchaft inkorporirten Grundeigenthums vorgeſchrieben ſind. 


e) Zu $. 12. Litt. a., F. 15. und $. 16. ibid. 


Wenn der Darlehnnehmer die Verbindlichkeit zu Entrichtung einer fort⸗ 
laufenden Jahreszahlung von 53 (fünf und zwei Drittel) oder 54 (fünf und 
ein Sechstel) Prozent des Darlehns übernimmt, fo wird ihm die Darlehns⸗ 
valuta im erſten Falle in fünfprozentigen, im anderen Falle in vier und 
einhalb Prozent Zinſen tragenden Neuen Pfandbriefen unter Wc 
(Nr. 7950.) er⸗ 
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derſelben zum Nennwerthe ausgezahlt. Von der Jahreszahlung der 53 Prozent 
find 5 Prozent, und von der Jahreszahlung der 55 Prozent find 43 Prozent zur 
Verzinſung der auszugebenden Pfandbriefe für deren Inhaber, 4 Prozent ift als 
ein Beitrag zu den Verwaltungskoſten beſtimmt, das überfchießende einhalb Pro- 
zent wird in den erſten zehn Jahren in den Sicherheitsfonds geſchüttet, weiterhin 
aber zur Amortiſation der Darlehnsſchuld verwendet. 


d) Zu $$. 21. 23. des Regulativs vom 11. Mai 1849. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 183.), zu $$. 33. 35. des Revidirten Regulativs vom 
22. November 1867. (Geſetz-Samml. S. 1877.). 


Die den Neuen Pfandbriefen beizugebenden Zinskupons werden fortan 
auf längſtens zehn Jahre vorausgereicht, auch werden Talons zu der Erhe⸗ 
bung der ferneren Kuponreihen ausgegeben, beide unter denjenigen Modalitäten 
und nach den Muſtern, welche für die Pfandbriefe Litt. A. vorgezeichnet ſind. 


e) Zu F. 30. Litt. b. 3. des Regulativs vom 22. November 1867. 


Der Koſtenſatz für die Pfandbriefausfertigung pro 12 Silbergroſchen iſt 
entſprechend zu erhöhen. 7 i 
f) Zu §. 32. ibid. 


Die Pfandbriefe find nur in Apoints von 1000, 500, 100, 50 und 
20 Thalern auszufertigen. 


g) Zu F. 32. des Regulativs vom 11. Mai 1849. (Geſetz⸗Samml. 
S. 183.), zu Nr. 6. des Königlichen Erlaſſes vom 21. April 
1856. II. (Geſetz⸗Samml. S. 365.), zu §§. 28. 45. des Regu” 

lativs vom 22. November 1867. (Gejeg-Samml. S. 1877.) 
Zur Verſtärkung des Engeren Ausſchuſſes bei dem Geſchäfte der Rechnungs⸗ 
reviſion werden überhaupt nur drei Meiſtbetheiligte aus der Zahl der 
Darlehnſchuldner, dieſelben aber aus der Geſammtheit der Darlehnſchuldner 
beider Darlehnskategorien, nämlich ſowohl derjenigen, welche ein Darlehn auf 
der Grundlage des Regulativs vom 11. Mai 1849., als auch derjenigen, welche 
ein ſolches nach dem Regulativ vom 22. November 1867, empfangen haben, 
und zwar dergeſtalt ausgewählt und einberufen, daß jede Kategorie wenigſtens 
durch einen Meiſtbetheiligten vertreten werde. Die alſo Berufenen haben die 
Rechnungen über die nach den beiden Regulativen gebildeten Sicherheits · und 

reſp. Amortiſationsfonds zu revidiren. : 


Serie 


0a % 00 O 1.000000 


Der Schlesischen Landschaft 
Privilegirter Pfandbrief 
Littera A. 


über 


he Thaler Courant, 


à 30 Thaler per Pfund fein gerechnet und 
jährliche Zinsen. 


Procent 


——— 


Ausgefertigt auf Grund des Regulativs vom 


GJ—V wũ 


Fundirt auf eine gleichnamige Hypotheken- 
forderung und auf die Generalgarantie der Kredit- 
verbundenen. 


Kündbar und einlöslich von Seiten der Land- 
schaft, unkündbar von Seiten des Inhabers. 


Breslau, am 


Schlesische Generallandsechafts- Direction. 


(Facsimile der Unterschrift zweier Mitglieder.) 


(Siegel.) (Beglaubigung des Syndicus.) 
Eingetragen im Pfandbrief -Register 
Band ..... Seite 
Der Controlbeamte, i 
(Unterschrift.) 
Serie ..... E . 
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Thaler. 


Mit dem Pfandbriefe 
sind Zinscoupons für die 
laufende Periode und ist 
ein Talon für die fol- 
gende Periode ausge- 
reicht worden. Coupons 
und Talons werden pe- 
riodisch erneuert, und 
zwar gegen Rückgabe 
des vorigen Talons (cfr. 
I: 6. des Regulativs vom 
e ) an den Ein- 
lieferer desselben ver- 
abfolgt. 


Thaler. 


(Vorderſeite.) 


— 1 


(Vorderſeite.) 


(Adler.) 
Zinskupon 
i e Litt. nbi. d. Thaler. 

Nach Eintritt des Fälligkeitstermins, 25. Juni (28. Dezember 
zahlen an öffentlich bekannt zu machenden Tagen die Schleſiſchen Canbieafts 
kaſſen dem Einlieferer dieſes Kupons den Betrag von Thalern als 
halbjährige Ihle. eines Schleſiſ chen Pfandbriefes über 


Schleſiſche Generallandſchafts-Direktion. 
Eingetragen im Kupon⸗Regiſter Fol. ..... 


(Kehrſeite.) 
Zinskupon zu einem ... Pfandbriefe. 


Das Forderungsrecht des Inhabers erliſcht, wenn innerhalb vier Jahren 
nach i des Fälligkeitstermins dieſer Kupon nicht zur Einlöſung vorgelegt 
worden i 


Für durchlöcherte Kupons wird eine Zahlung nicht geleiſtet. 


Talon 


zu dem 
Schleſiſchen ... prozentigen ...... Pfandbriefe 
4 A Litti 28 f 
über 
a are Thaler 
Gegen Rückgabe dieſes Talons (cfr. I. 6. des Regulativs vom ....... ) 
8 der Einlieferer die Zinskupons für die Zeit vom -+...-.... 18.. bis 


dahin 18.. zu oben bezeichnetem Pfandbriefe. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober: Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


